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Eine juristische Betrachtung von 
Rechtsanwalt Dominik Storr

Kurzbiografie

Dominik Storr, geb. 1971 in Würzburg, Studium der Rechtswissen-
schaften in Würzburg und München, freie Mitarbeit in einer Kanzlei in 
Kapstadt/Südafrika, Tätigkeit in einer auf Umweltrecht spezialisierten 
Wirtschaftskanzlei in Würzburg. Seit 2004 eigene Kanzlei in Neustadt 
am Main mit Schwerpunkten im Umwelt- und Verbraucherschutzrecht. 
Bundesweit bekannt geworden als couragierter „Bürgeranwalt“ (www.
buergeranwalt.com), Mitinitiator und Sprecher der Bürgerinitiative 
„Sauberer Himmel“ (www.sauberer-himmel.de), die sich für eine Be-
endigung von wetter- und klimamanipulierenden Maßnahmen stark 
macht.

Rechtliche Aspekte des Climate Engineering

I. Allgemeines

Das Aufsammeln von Bruchholz im Wald kann strafbar sein, die Täter 
des in diesem Buch beschriebenen geophysikalischen Krieges gegen die 
Mutter Erde bleiben jedoch juristisch unbehelligt. Wie kann das sein? 
Und warum greifen Regierungen, Gesetzgeber und Gerichte nicht ein? 
Woran liegt das?

Dies liegt zunächst daran, daß Naturkatastrophen, Veränderungen 
des Wetters und Klimas oder Veränderungen der Ionosphäre entweder 
natürlichen Phänomenen oder dem vorgeblich anthropogenen Klima-
wandel zugeordnet werden. Die seit Jahrzehnten von einer eher unfreien 
als freien Presse verschaukelte Weltöffentlichkeit hat bisher noch kei-
nen blassen Schimmer davon, daß die Militärs in der Lage sind, künst-
liche Erdbeben, Tornados, Dürren, Überflutungen oder gar Tsunamis 
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zu erzeugen oder das Wetter und Klima großräumig für ihre ureigenen 
Machtzwecke zu manipulieren. 

Es gab aber auch Versuche einiger weniger Systemstörer, die als „Ru-
fer in der Wüste“ vor den umweltveränderten Techniken der Militärs 
warnten. Bereits 1968 hat der weltweit anerkannte Wissenschaftler 
Prof. Gordon J. F. MacDonald, ehemals stellvertretender Direktor des 
Instituts für Geophysik und Planetare Physik an der University of Ca-
lifornia und ehemaliges Mitglied des US-Präsidentenberaterstabs unter 
Präsident Lyndon B. Johnson, in dem Buch „Unless Peace Comes: A 
Scientific Forecast of New Weapons“ vor einer neuen Dimension der 
Kriegsführung, der sogenannten geophysikalischen Kriegsführung, ge-
warnt. Im Kapitel „How to Wreck the Environment“ („Wie wir die 
Umwelt ruinieren“) schilderte er, wie die Energiefelder der Erde ge-
nutzt werden können, um das Wetter und Klima zu manipulieren, die 
polaren Eiskappen zum Schmelzen zu bringen, die Ozonschicht zu 
zerstören und Erdbeben auszulösen.484 Prof. Gordon J. F. MacDonald 
wies somit bereits in den 60er Jahren darauf hin, daß diese Waffen ent-
wickelt würden und im Falle des Einsatzes von ihren Opfern praktisch 
nicht bemerkt werden. Und dies soll aus Sicht der Militärs ein streng 
gehütetes Geheimnis bleiben. 

Der militärische Einsatz von umweltverändernden Techniken ge-
schieht somit unter strengster Geheimhaltung. Und dies aus gutem 
Grund: Das Übereinkommen über das Verbot der militärischen oder 
sonstigen feindseligen Nutzung umweltverändernder Techniken (Uni-
ted Nations Convention on the Prohibition of Military or Any Hostile 
Use of Environmental Modification Techniques, ENMOD) verbietet 
nämlich die militärische oder sonstige feindselige Nutzung umweltver-
ändernder Techniken. Die am 10. Dezember 1976 in Genf verabschie-
dete ENMOD-Konvention, die nahezu alle ständigen Mitglieder des 
UN-Sicherheitsrats unterzeichnet haben, führt bezeichnenderweise in 
einer der Konvention anhängenden Interpretationsabsprache („Under-

484	 Gordon J. F. MacDonald, „How to Wreck the Environment“, in: Nigel Calder, „Unless 
Peace Comes: A Scientific Forecast of New Weapons“, London, Pelican, 1968, S. 119-213
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standings Regarding The Convention“) folgende Phänomene auf, die 
durch umweltverändernde Techniken erzeugt werden können: 

„earthquakes, tsunamis; an upset in the ecological balance of a region; 
changes in weather patterns (clouds, precipitation, cyclones of various types 
and tornadic storms); changes in climate patterns; changes in ocean cur-
rents; changes in the state of the ozone layer; and changes in the state of the 
ionosphere.“

Deutsche Übersetzung: 
„Erdbeben, Tsunamis, eine Störung des ökologischen Gleichgewichts einer 

Region, Veränderungen des Wetters (inklusive Wolkenbildung, Zyklone, Tor-
nados), Veränderungen des Klimas, Verlagerungen von Ozeanströmungen, 
Veränderungen der Ozonschicht und Änderungen im Zustand der Ionosphä-
re.“

Allein dieses Begriffsverständnis der Vertragsparteien der ENMOD-
Konvention sollte uns aufschrecken lassen. Außerdem stellt sich die 
Frage, ob der wissenschaftliche Nachweis dahingehend, daß diese Phä-
nomene durch die militärische oder sonstige feindselige Nutzung um-
weltverändernder Techniken verursacht werden, überhaupt zu erbringen 
ist? Wer außer den Militärs und den unter staatlicher Kuratel gehalte-
nen Wissenschaftlern ist denn überhaupt in der Lage, diese Beweisfüh-
rung zu erbringen? Die stringentest wirkenden „Waffen“ des jetzigen 
Systems sind doch – neben den Medien - gerade die Wissenschaften, 
die offensichtlich nur den Zweck verfolgen, wissenschaftlich fundiert 
zu beweisen, warum die gegenwärtigen Machteliten Recht haben. Sie 
sehen also, daß die praktische Relevanz der ENMOD-Konvention als 
äußerst gering einzustufen ist. In Art. 3 der ENMOD-Konvention wird 
zudem ausdrücklich klargestellt, daß durch dieses Übereinkommen der 
Gebrauch umweltverändernder Techniken für friedliche Zwecke nicht 
ausgeschlossen wird. Dies verleitet einen fast schon zu dem Irrglauben, 
daß eine vorgebliche Nutzung von umweltverändernden Techniken für 
sogenannte „friedliche Zwecke“ ungefährlicher sei als die militärische. 
Schließlich gefährdet doch beispielsweise auch die friedliche Nutzung 
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der Atomenergie Gesundheit und Leben der Menschen und bedroht un-
sere gesamten Lebensgrundlagen.

Daß die geophysikalische Kriegsführung gegen die Mutter Erde ju-
ristisch unbehelligt bleibt, liegt jedoch auch an einem vollständigen 
Versagen der Politik in diesem Bereich.485 Die Politik hat es bis heute 
nicht geschafft, verbindliche Rechtsnormen auf den Weg zu bringen, 
die den Einsatz von klima- und wetterbeeinflussenden Maßnahmen 
reglementieren oder gar verbieten. Zwar haben die Vertragsstaaten des 
Übereinkommens über die biologische Vielfalt (Convention on biologi-
cal diversity, CBD) im Oktober 2010 ein weitgehendes Moratorium für 
Geo-Engineering-Maßnahmen, welche die Biodiversität beeinflussen 
könnten, beschlossen.486 Den Entscheidungen der Vertragsstaatenkon-
ferenz zur Biodiversitätskonvention kommt jedoch keinerlei rechtliche 
Bindungswirkung zu.487 Dieses Moratorium steht somit lediglich auf 
dem Papier und hat weder für diesen Planeten noch für uns einen kon-
kreten Nutzen.

Erschwerend kommt hinzu, daß außerhalb der Biodiversitätskonven-
tion nicht einmal eine völkerrechtlich verbindliche Definition von Cli-
mate Engineering existiert.488 Seit Jahrzehnten wird somit mit Steuergel-
dern in Bereichen geforscht und es werden Techniken angewandt, ohne 
rechtsverbindlich definiert zu haben, um was es sich dabei überhaupt 
handelt – und ohne dieser Erforschung und Anwendung klimaverän-
dernder Techniken Grenzen zu setzen. Dabei könnten nach Auffassung 

485	 Die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) in Auftrag gegebene Son-
dierungsstudie „Climate Engineering“ spricht insoweit „politically correct“ nur von einem 
vorhandenen „Reformbedarf“; siehe Rickels, W., Klepper, G. u. Dovern, J.: Gezielte Eingrif-
fe in das Klimasystem? Eine Bestandsaufnahme der Debatte zu Climate Engineering, Kiel 
Earth Institute, 1. Aufl., September 2001, S. 112.

486	 UNEP/CBD/COP/10/L.36 (siehe http://www.cbd.int/doc/meetings/cop/cop-10/in-sessi-
on/cop-10-L-36-en.doc)

487	 Proelß, A.: Rechtsgutachten zur Völkerrechtmäßigkeit des Meeresforschungsexperimentes 
„LOHAFEX“ vom 22. 1. 2009, EurUP 2009, S. 141 (142 ff.).

488	 Proelß, A. u. Güssow, K.: Climate Engineering: Instrumente und Institutionen des interna-
tionalen Rechts, 2011, IV.
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des Umweltbundesamtes (UBA) einzelne Staaten Maßnahmen des Geo-
Engineering in ihrem Hoheitsgebiet verbieten.489 Diese Rechtsauffas-
sung leuchtet ein, denn es gibt derzeit noch kein Völkerrecht, das den 
Vertragsstaaten die Forschung, Förderung und Durchführung von kli-
maverändernden Maßnahmen vorschreibt.

Durch das bereits angesprochene Versagen der Politik in diesem 
Bereich befassen sich daher weder internationale noch deutsche Vor-
schriften explizit mit Maßnahmen des Climate Engineering, obwohl 
diese Maßnahmen schwerwiegende Folgen für den gesamten Planeten 
mit sich bringen können. Aus eigener Erfahrung weiß ich, daß es Bun-
destagsabgeordnete gibt, die klima- und wetterverändernde technische 
Maßnahmen als „völlig absurd“ abstreiten, weil sie dies mit ihrem theo-
retischen Weltbild nicht vereinbaren können. Während also wir Bür-
gerinnen und Bürger auf Schritt und Tritt Hunderte, wenn nicht gar 
Tausende von exakten Vorschriften vom Dosenpfand bis hin zu Abgas-
normen zu beachten und einzuhalten haben, darf die globale Machtelite 
an den Schrauben der Schöpfungsgeschichte drehen und ihrer Hybris, 
Schöpfer spielen zu können, freien Lauf lassen - mit selbst aus ihrer Sicht 
unabsehbaren Folgen für diesen Planeten und dessen Bewohner -, ohne 
daß es hierfür konkrete Gesetze gibt. Von Rechtsstaatlichkeit kann daher 
in diesem Bereich nicht mehr gesprochen werden.

Somit muß die Zulässigkeit von klimaverändernden Techniken für 
jede einzelne Maßnahme unter Heranziehung des stark interpretations-
bedürftigen Völkervertrags- und Völkergewohnheitsrechts überprüft 
werden, soweit ein grenzüberschreitender Bezug vorhanden ist. Soweit 
die Maßnahmen auch einen Inlandsbezug aufweisen, muß darüber hin-
aus das jeweilige innerstaatliche Recht unter die Lupe genommen wer-
den. 

Als anzuwendendes Völkervertragsrecht kommen hierbei insbesonde-
re die UN-Klimarahmenkonvention (UNFCCC), das Kyoto-Protokoll, 

489	 Umweltbundesamt: GEO-ENGINEERING - wirksamer Klimaschutz oder Größenwahn? 
April 2011 (siehe http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/4125.pdf )
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der Weltraumvertrag (WRV), das Übereinkommen über weiträumige 
grenzüberschreitende Luftverschmutzung (CLRTAP), das Wiener Über-
einkommen zum Schutz der Ozonschicht, das darauf basierenden Mon-
trealer Protokoll von 1987, das Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt (CBD) sowie das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Natio-
nen (SRÜ) in Betracht. Dann spielt auf internationaler Ebene vor allem 
das Nachbarrecht eine Rolle, das Ausfluß des Völkergewohnheitsrechts 
ist und erhebliche grenzüberschreitende Umweltbelastungen verbietet. 
Als innerstaatliches Recht kommen in Deutschland das Bundesimmissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) sowie unter Umständen das Strafgesetzbuch 
(StGB), insbesondere die Straftaten gegen das Leben und die körper-
liche Unversehrtheit sowie das Umweltstrafrecht in Betracht. Letzteres 
läßt wegen seines grundsätzlichen Verfolgungsdefizits mit einer hohen 
Zahl von Einstellungen Zweifel an dessen Wirksamkeit hinsichtlich des 
Schutzes der Umwelt aufkommen.

Mir ist aufgefallen, daß nahezu alle in Deutschland erschienenen Stu-
dien und Aufsätze zum Thema Climate Engineering das deutsche Recht 
praktisch vollständig ausblenden.490 Vielmehr soll die rechtliche Einord-
nung von Climate Engineering im Wesentlichen von der Interpretation 
bestehender völkerrechtlicher Verträge und der des Völkergewohnheits-
rechts abhängen.491 Dabei haben wir oben bereits festgestellt, daß der 
deutsche Gesetzgeber durchaus in der Lage wäre, klimaverändernde Maß-
nahmen auf seinem Hoheitsgebiet zu reglementieren oder gar zu verbie-
ten.492 Außerdem scheinen die deutschen Autoren unserem Grundgesetz 
keine besondere Bedeutung beizumessen. Denn in Art. 20 a GG (Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen) steht doch geschrieben:

„Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Gene-
rationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen 

490	 Z. B. Proelß, A. u. Güssow, K., (o. Anm. 5); Wiertz, T. u. Reichwein, D.: „Climate Enginee-
ring zwischen Klimapolitik und Völkerrecht - Status quo und Perspektiven“, in: „Technik-
folgenabschätzung – Theorie und Praxis“, 19. Jg., Heft 2, Juli 2010, S. 17.

491	 Wiertz, T. u. Reichwein, (o. Anm. 7), S. 17.
492	 Umweltbundesamt, (o. Anm. 6).
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der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach 
Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die 
Rechtsprechung.“

Diese Staatszielbestimmung gibt dem Staat den umfassenden Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen auf und macht ihn zur Aufgabe der 
gesamten öffentlichen Gewalt. An dieser Staatszielbestimmung müssen 
sich daher alle Vertreter der öffentlichen Gewalt orientieren. Wenn diese 
Staatszielbestimmung in Deutschland ernst genommen werden würde, 
wären Maßnahmen des Climate- oder Geo-Engineering schon längst 
verboten, da die Auswirkungen dieser technischen Maßnahmen noch 
nicht einmal annähernd ausreichend erforscht sind - sofern man diese 
überhaupt hinreichend konkret erforschen kann.

Die wissenschaftlichen Unsicherheiten über die möglichen negativen 
Auswirkungen von Climate Engineering sind auch bis auf weiteres nicht 
zu beseitigen.493 Darüber hinaus ist zu befürchten, daß die Beteiligung 
privater Akteure an der Erforschung und Entwicklung von Climate En-
gineering eine erhebliche Unterbewertung der Risiken zur Folge haben 
wird, was wir schon aus den Bereichen der „grünen“ Gentechnik und 
der Atomenergie kennen. Aber auch den staatlichen Forschungen kön-
nen wir nicht vollends vertrauen, solange die Wissenschaften sich nicht 
aus den eisernen Fängen der Politik und Wirtschaft befreien. 

Diese Unwägbarkeiten haben einerseits zur Folge, daß es sich bei den 
Maßnahmen des Climate Engineering um einen völlig unkontrollierten 
Feldversuch an diesem Planeten und an uns Menschen handelt. Zudem 
führen diese Unwägbarkeiten dazu, daß der notwendige Kausalzusam-
menhang zwischen den Maßnahmen des Climate Engineering und den 
eintretenden Umwelt- und/oder Personenschäden für uns Juristen nur 
schwerlich nachzuweisen ist. Sowohl nach deutschem Recht als auch 
nach dem Völkergewohnheitsrecht, insbesondere dem gewohnheits-
rechtlichen Nachbarrecht, muß ein Kausalzusammenhang zwischen der 

493	 Rickels, W., Klepper, G. u. Dovern, J., (o. Anm. 2),  S. 116.
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Durchführung einer Climate-Engineering-Maßnahme und möglichen 
schädlichen Auswirkungen zwingend nachgewiesen werden. Die bloße 
Möglichkeit einer Gefährdung reicht hierfür nicht aus. Mit Blick auf 
das Verbot grenzüberschreitender Umweltbeeinträchtigungen hat dies 
der Internationale Gerichtshof jüngst bestätigt, indem er einen strengen 
Beweis für das Vorliegen einer Umweltschädigung gefordert hat.494

Die Betreiber des geophysikalischen Krieges gegen diesen Planeten 
und dessen Bewohner wähnen sich somit in dem sicheren Glauben, von 
niemandem dafür zur Rechenschaft gezogen zu werden. Wer sollte dies 
auch tun? Parlamente, Medien und die obersten Gerichte werden in der 
Regel von Menschen besetzt, die sich an das System angepaßt haben und 
den Regeln dieses Systems gehorchen – andernfalls befänden sich diese 
Personen nicht in diesen Positionen. Über die Leiter ihrer Subsysteme 
werden die verantwortlichen Politiker hermetisch von berechtigter Kri-
tik und gesellschaftlichem Gegendruck abgeschottet. Es ist daher äußerst 
schwierig, mit unserer Kritik an die Verantwortlichen heranzukommen.

Was bleibt? Auf ein rechtsverbindliches Moratorium, d. h. ein rechtlich 
durchsetzbares Verbot von Maßnahmen des Climate Engineering durch 
die Staatengemeinschaft, zu hoffen, dürfte vergebens sein. Zu groß sind 
die unterschiedlichen Interessenslagen zwischen den Industrienationen 
und den Entwicklungsländern. Zu imperialistisch ist die Machtpolitik des 
Westens, dem sich alle übrigen Völker freiwillig oder infolge kriegerischer 
Gewalt zu unterwerfen haben. Die großen Industrienationen werden sich 
auf politischem Wege nur äußerst ungern davon abbringen lassen, die For-
schung und Anwendung des Climate Engineering weiterhin so einseitig 
zu dominieren. Durch die vorgeschobene Notwendigkeit der Bekämp-
fung des angeblichen anthropogenen Klimawandels wollen die gegenwär-
tigen Machteliten eine noch nie da gewesene neo-koloniale Umweltpolitik 
einführen, bei der eine Handvoll von Regierungen über das globale Klima 
befinden wird. Dies wird im Übrigen auch eine Risikoverlagerung sämtli-
cher Umweltprobleme auf künftige Generationen mit sich bringen. 

494	 IGH 2010: § 101.
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Und selbst wenn es ein rechtsverbindliches Moratorium geben 
würde, könnte der Verweis auf vermeintliche nationale Sicherheits
interessen für Staaten wie die USA, China, Rußland, England oder 
Frankreich die Legitimation bieten, sich über bestehende internatio-
nale Verträge hinwegzusetzen. Dieses Szenario, in dem einzelne Staa-
ten oder gar eine „Koalition der Willigen”495 Maßnahmen ohne Ab-
stimmung mit der internationalen Gemeinschaft durchführen, ist uns 
aus dem Bereich der vorgeblichen „Terrorismusbekämpfung“ bestens 
bekannt. 

Während somit, wie eingangs erwähnt, das Aufsammeln von Bruch-
holz auf einem fremden Grundstück leicht als Diebstahl zu bewerten 
und somit strafbar ist, scheinen sich die Akteure der geophysikalischen 
Kriegsführung gegen die Mutter Erde in einem nahezu rechtsfreien 
Raum zu bewegen, was natürlich auch so gewollt ist.

Meiner Meinung nach ist es daher immens wichtig, das Thema Cli-
mate Engineering an der Wurzel zu packen - und diese ist und bleibt das 
Märchen vom anthropogenen Treibhauseffekt. Mit der Anerkennung 
eines anthropogenen und globalen Klimawandels soll sich nämlich für 
die Politik und deren Handlanger aus der Wissenschaft die Möglichkeit 
eröffnen, Maßnahmen des Climate Engineering auf Kosten der Steu-
erzahler zu erforschen und durchzuführen. Dabei ergibt sich aus rund 
800 Veröffentlichungen, daß die Treibhaus-Thesen längst widerlegt 
sind. Die vom sogenannten „Weltklimarat“ (Intergovernmental Panel 
on Climate Change, IPCC) veröffentlichten Studien basierten dagegen 
nicht auf Fakten, sondern lediglich auf hypothetischen Computermo-
dellen und Berechnungen, die sich frisieren lassen, wie es den gegenwär-
tigen Machtstrukturen für die Erreichung ihrer Ziele gerade genehm ist. 
Selbst die nicht gerade als revolutionär zu bezeichnende Zeitung „Die 
Welt“ nannte in ihrer Online-Ausgabe die CO2-Theorie trefflichst „nur 
geniale Propaganda”.496 

495	 Vgl. Virgoe, J.: „International Governance of a Possible Geoengineering Intervention to 
Combat Climate Change“, in: „Climatic Change“ 95/1 (2009), S. 103–119.

496	 WELT ONLINE, 4. 7. 2011
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Ausgangspunkt sämtlicher bisher veröffentlichter Beiträge über die 
rechtlichen Aspekte des Climate Engineering ist der anthropogene Kli-
mawandel, der mit umweltverändernden Techniken in den Griff bekom-
men werden müsse. Kein einziger Autor hat sich dabei die Frage gestellt, 
ob hinter den diskutierten (und nicht diskutierten) Maßnahmen des 
Climate Engineering nicht ausnahmslos Machtmittel stecken. Warum 
auch sollte es sich bei den Maßnahmen des Climate Engineering an-
ders verhalten als bei der „grünen“ Gentechnik oder der Atomenergie? 
Es ist doch naheliegend, daß es bei all diesen technischen Instrumenten 
nur um die Konzentration von Macht in den Händen einiger weniger 
geht. Statt der fortschreitenden Umweltzerstörung - bedingt durch die 
Abholzung der Regenwälder, die Ausbeutung und Vergiftung der Böden 
und Meere, die Massentierhaltung, Staudämme und andere riesige Infra-
strukturmaßnahmen, die Vernichtung ganzer Landstriche durch Kriege 
oder die Ausrottung von Tier- und Pflanzenarten - endlich Einhalt zu 
gebieten, wollen die Machteliten mit dem Climate Engineering noch 
gefährlichere Maßnahmen durchführen, um uns vor der angeblich ach 
so „bösen“ Natur zu retten. 

Ich kann daher nur dafür appellieren, sich mit diesem immens wich-
tigen Thema näher zu beschäftigen. Unsere Freiheit, unsere Gesundheit 
und das Überleben der Pflanzen und Tiere sowie dieses wunderschönen 
Planeten hängen von jedem einzelnen ab. Nur wenn wir uns erheben 
und uns vehement den Plänen der von Größenwahn und schrankenloser 
Herrschsucht beseelten Technokraten in den Weg stellen, können wir es 
noch schaffen, den scheinbar übermächtigen Gegner davon abzuhalten, 
diesen Planeten vollständig zu ruinieren.

  
II. Maßnahmen des Climate Engineering

Die in der Öffentlichkeit diskutierten Maßnahmen des Climate En-
gineering lassen sich grundsätzlich in zwei unterschiedliche Kategori-
en aufteilen. Zum einen wäre es technisch möglich, Klimagase aus der 
Atmosphäre zu entfernen („Carbon Dioxide Removal“, CDR). Hierzu 
gehört die Düngung der Meere mit Eisen, Phosphor und/oder Stickstoff 
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oder die Erhöhung mariner Kohlenstoffaufnahme durch Pumpsysteme 
in den Meeren. 

Zum anderen könnte der Anteil der in den Weltraum zurückreflek-
tierten Sonnenstrahlung durch technische Maßnahmen erhöht werden 
(„Solar Radiation Management“, SRM). Hierzu zählen das Ausbringen 
von Reflektoren im Weltall oder in der Stratosphäre, die Modifikation 
von marinen Zirruswolken (z. B. „cloud-whitening“) oder Modifikatio-
nen der Erdoberfläche. 

Es würde den Umfang dieses Beitrags sprengen, wenn ich hier an die-
ser Stelle sämtliche Maßnahmen des Climate Engineering einer recht-
lichen Bewertung unterziehen würde, zumal ja auch nicht hinreichend 
bekannt ist, welche zusätzlichen klima- und wetterbeeinflussenden Maß-
nahmen von den Militärs durchgeführt werden. Unter die Lupe nehmen 
möchte ich an dieser Stelle jedoch die sogenannten „Chemtrails“, weil 
dieses Thema viele Menschen in Deutschland mit großer Sorge erfüllt. 

III. Rechtliche Einordnung des sogenannten „Chemtrailing“

Während Politik, Wissenschaften und Medien im Rahmen von SRM-
Maßnahmen zumeist nur über den Einsatz von Schwefel-Aerosolen disku-
tieren, die über Flugzeuge ausgebracht werden sollen, ist es zumindest in 
den USA mittlerweile ein offenes Geheimnis, daß bereits seit vielen Jahren 
Metallpartikel in der Atmosphäre versprüht werden, um damit gezielte 
Eingriffe in das Wetter und Klima vorzunehmen. Hierzu bringen Flugzeu-
ge chemische Substanzen (sogenannte „Chemtrails“) in der Luft aus, die 
Teile des einfallenden Sonnenlichts in das Weltall zurückreflektieren sol-
len. Diese chemischen Wolken bestehen überwiegend aus Metallstäuben 
im Nanomaßstab, die für den Menschen durchaus ein toxisches Potential 
aufweisen. Dieses globale SRM-Projekt, das unter höchster Geheimhal-
tungsstufe steht, soll der sogenannte Weltklimarat (Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change, IPCC) abgesegnet haben.497

497	 Thomas, W.: „Stolen Skies: The Chemtrail Mystery“, in: „Earth Island Journal“ (siehe http://
www.earthisland.org/journal/index.php/eij/article/stolen_skies_the_chemtrail_mystery/)
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Viele halten das „Chemtrailing“ aber immer noch für ein Hirnge-
spinst. An dieser Stelle muß daran erinnert werden, daß der US-ame-
rikanische Politiker Dennis Kucinich, Präsidentschaftsanwärter der 
Demokraten 2004 und 2008, Einblick in geheime Militärunterlagen 
hatte und daraufhin einen Gesetzesentwurf zum Schutz der Atmo-
sphäre, den sogenannten Space Preservation Act, vorlegte, der insoweit 
wörtlich von „chemtrails“ sprach.498 Leider konnte sich Dennis Kuci-
nich mit diesem Gesetzesentwurf nicht im US-Kongreß durchsetzen. 
Der Gesetzesentwurf sah nämlich vor, Chemtrails zu verbieten. Der 
Politiker Dennis Kucinich sah in den Chemtrails ein „exotic weapons 
system“, also ein exotisches Waffensystem, das geeignet sei, die natürli-
chen Ökosysteme oder die Klima-, Wetter- und tektonischen Systeme 
zu beschädigen. 

Unter SEC. 7. (DEFINITIONS) des Space Preservation Acts heißt es 
unter anderem wörtlich: 

„(B) Such terms include exotic weapons systems such as
	 (i) electronic, psychotronic, or information weapons;
	 (ii) chemtrails;
	 (iii) high altitude ultra low frequency weapons systems;
	 (iv) plasma, electromagnetic, sonic, or ultrasonic weapons;
	 (v) laser weapons systems;
	 (vi) strategic, theater, tactical, or extraterrestrial weapons; and
	 (vii) chemical, biological, environmental, climate, or tectonic weapons.
(C) 	The term ‚exotic weapons systems‘ includes weapons designed to damage 

space or natural ecosystems (such as the ionosphere and upper atmosphe-
re) or climate, weather, and tectonic systems with the purpose of indu-
cing damage or destruction upon a target population or region on earth 
or in space.“

Deutsche Übersetzung:
„(B) Zu solchen Bezeichnungen gehören exotische Waffen wie:

498	 Kucinich, D.: „The Space Preservation Act (2001)“, United States Library of Congress, HR 
2977 IH, 1st Session, 2.10.2001 (siehe www.fas.org/sgp/congress/2001/hr2977.html)
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  	 (i) elektronische Waffen, psychotronische Waffen oder Informati-
onswaffen;

	 (ii) Chemtrails;
	 (iii) ULF-Hochgeschwindigkeitswaffen;
	 (iv) Plasmawaffen, elektromagnetische, akustische Waffen oder Ul-

traschallwaffen
	 (v) Laserwaffen
	 (vi) strategische Waffen, Theaterwaffen, taktische Waffen oder Welt-

raumwaffen; und 
	 (vii) chemische und biologische Waffen, Umweltwaffen, Klimawaf-

fen oder tektonische Waffen.
(C) Der Begriff ‚exotische Waffen‘ umfaßt Waffen, die darauf ausgerich-

tet sind, den Weltraum oder natürliche Ökosysteme (wie etwa die 
Ionosphäre und die obere Atmosphäre) oder Klima-, Wetter- und 
tektonische Systeme anzugreifen, mit dem Ziel, einer Zielgruppe 
oder einem Zielgebiet auf der Erde oder im Weltraum Schaden zu-
zufügen oder diese zu zerstören.“

In dem Gesetzesentwurf von Dennis Kucinich dürften somit neben 
den Chemtrails noch alle anderen Waffen, die vor der ahnungslosen Be-
völkerung geheim gehalten werden sollen, aufgelistet worden sein.

 
Es gibt aber auch noch andere Beweise, die für die Existenz von Chem-

trails sprechen: In den USA hat der Chemiker Clifford E. Carnicom, 
Autor des beeindruckenden Dokumentarfilms „Aerosol Crimes“499, die 
Existenz der Chemtrails anhand zahlreicher wissenschaftlicher Untersu-
chungen belegt.500 Kurz nach Erscheinen seiner Webseite wurde diese 
vom Pentagon, vom US-Senat, von mehreren Air-Force-Basen, Ge-
heimdiensten, Flugzeugfabrikanten, Flugzeugteileherstellern, pharma-
zeutischen Unternehmen, Arzneimittelfirmen, Forschungsanstalten und 
Waffenunternehmern besucht.501 Zudem hat der US-Dokumentarfilm 

499	 siehe http://video.google.com/videoplay?docid=-5428079559382593396# (deutsche Versi-
on)

500	 siehe http://www.carnicominstitute.org/
501	 o. Anm. 16  
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„What In The World Are They Spraying“ von Michael J. Murphy scho-
nungslos aufgezeigt, daß das Versprühen von Metallstäuben wie Alu-
minium und Barium über unseren Köpfen eine Tatsache ist, die von 
einigen US-Senatoren und amerikanischen Wissenschaftlern in der Zwi-
schenzeit eingeräumt worden ist.502 

Interessant dürfte in diesem Zusammenhang auch ein mir vorliegen-
des Schreiben des Bundesministeriums der Verteidigung aus dem Jahr 
2004 sein: „Im Bundesministerium der Verteidigung wird am Thema 
‚Chemtrails‘ nicht gearbeitet“, heißt es in diesem Schreiben doch glatt. 
Aber wenn es ein Vorhaben angeblich nicht gibt, dann würde man doch 
nicht schreiben, daß man an diesem Vorhaben nicht teilnimmt. Beach-
tung sollte insoweit aber auch der Aussage des kürzlich verstorbenen frü-
heren FBI-Chefs von Los Angeles, Ted L. Gunderson, beigemessen wer-
den, der in den USA über eine beachtliche Reputation verfügte. Gun-
derson bestätigte nämlich die Existenz der sogenannten „Chemtrails“ in 
Europa:

„The death dumps, otherwise known as chemical trails, are being 
dropped and sprayed throughout the United States and England, Scot-
land, Ireland, and Northern Europe.”503

Deutsche Übersetzung:
„Die Todesladungen, auch Chemtrails genannt, werden über den 

USA und England, Schottland, Irland und Nordeuropa ausgebracht.“

Auf der Webseite eines Observatoriums in Colorado heißt es:

„Recently I’ve learned about chemtrails. Theoretically, chemtrails dif-
fer from contrails because they are composed of biological or chemical 
materials that are purposefully laced into the atmosphere.”504

502	 siehe http://www.youtube.com/watch?v=pwWz997dgc0 (deutsche Version)
503	 siehe http://aircrap.org/former-fbi-chief-ted-gunderson-says-chemtrail-death-dumps-must-

be-stopped/33301/
504	 siehe http://gunnisonobservatory.org/sky-watch/
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Deutsche Übersetzung:
„Vor kurzem lernte ich etwas über Chemtrails. Theoretisch unter-

scheiden sie sich von Kondensstreifen dadurch, daß sie aus biologischen 
und chemischen Bestandteilen bestehen, die absichtlich in die Atmo-
sphäre gesprüht werden.“

Das Observatorium hatte auch ein Massenspektrometer eingesetzt, 
um diese künstlichen Wolken zu bestätigen.

Für mich als Jurist stellt sich daher die Frage, wie das Versprühen von 
Metallpartikeln in der Atmosphäre, das wir fast jeden Tag am Himmel 
beobachten können, und das heute mehr denn je Verschwörungspraxis 
und keine Verschwörungstheorie ist, rechtlich zu beurteilen ist. Aus völker-
rechtlicher Sicht wäre zunächst zu prüfen, ob die mit dem „Chemtrai-
ling“ freigesetzten Emissionen eine erhebliche abträgliche Wirkung auf 
Mensch und/oder Umwelt haben. 

Das Umweltbundesamt (UBA) führt zu den gesundheitlichen Gefah-
ren durch Feinstaub folgendes aus:

„Es ist erwiesen, daß das Einatmen von Feinstaub negativ auf den 
Gesundheitszustand des Menschen wirkt. Dies ist nicht nur dann der 
Fall, wenn sich an der Oberfläche von Stäuben gefährliche Stoffe wie 
Schwermetalle oder Krebs erzeugende polyzyklische aromatische Koh-
lenwasserstoffe (PAK) anlagern. Auch die Staubpartikel selbst stellen ein 
Gesundheitsrisiko dar: Je kleiner die Staubpartikel sind, desto größer ist 
das Risiko zu erkranken. Kleine Partikel dringen nämlich tiefer in die 
Atemwege ein als größere. Dadurch gelangen sie in Bereiche, von wo 
sie beim Ausatmen nicht wieder ausgeschieden werden. Sie sind deshalb 
besonders gesundheitsschädlich. Ultrafeine Partikel können zudem über 
die Lungenbläschen in die Blutbahn vordringen und sich über das Blut 
im Körper verteilen. In den Lungenbläschen sind Atmung und Blut-
kreislauf funktionell und anatomisch sehr eng miteinander verbunden. 
Deshalb können Störungen des einen Systems - wie etwa entzündliche 
Veränderungen im Atemtrakt - auch das andere System, also Herz oder 



521

Kreislauf, beeinträchtigen. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
hat in Untersuchungen festgestellt, daß es keine Feinstaubkonzentration 
gibt, unterhalb derer keine schädigende Wirkung zu erwarten ist. Hierin 
unterscheidet sich Feinstaub von vielen anderen Schadstoffen wie Schwe-
feldioxid oder Stickstoffdioxid, für die man Werte angeben kann, unter 
denen keine schädlichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit 
zu erwarten sind. Nicht nur kurzzeitig erhöhte Konzentrationen führen 
zu negativen gesundheitlichen Auswirkungen, gerade längerfristig vor-
liegende, geringere Konzentrationen wirken gesundheitsschädigend. Die 
Feinstaubbelastung sollte also so gering wie möglich sein.“ 505

Halten wir also noch einmal fest: Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) hat in Untersuchungen festgestellt, daß es keine Feinstaubkon-
zentration gibt, unterhalb derer keine schädigende Wirkung zu erwarten 
ist. Das Umweltbundesamt warnt davor, daß gerade ultrafeine Partikel 
über die Lungenbläschen in die Blutbahn vordringen und sich über das 
Blut im gesamten Körper verteilen können, und daß vor allem längerfri-
stig vorliegende Konzentrationen von Feinstaub gesundheitsschädigend 
wirken. Aus diesen Aussagen muß ich als Jurist ohne Wenn und Aber 
folgern, daß das Ausbringen von gigantischen Mengen an Feinstäuben 
im Zuge des „Chemtrailing“ gesundheitsschädigend ist. 

Würde die Politik das Versprühen von chemischen Wolken demnach 
nicht immer nur gebetsmühlenartig bestreiten, sondern stattdessen er-
forschen lassen, welche Auswirkungen die versprühten Nanopartikel 
auf die Gesundheit der Menschen haben, würden unabhängige Wissen-
schaftler mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit relativ rasch 
zu dem Ergebnis kommen, daß das regelmäßige Versprühen von chemi-
schen Feinstäuben - und das auch noch über einen langen sowie unbe-
stimmten Zeitraum hinweg - eine erhebliche abträgliche Wirkung auf 
die Gesundheit der Menschen sowie auf sämtliche Umweltbestandteile 
hat. Und dies hätte schwerwiegende völkerrechtliche Konsequenzen: 
Das Übereinkommen über weiträumige grenzüberschreitende Luftver-

505	 Umweltbundesamt, Antworten auf häufig gestellte Fragen zum Thema „Feinstaub” (siehe 
http://www.umweltbundesamt.de/luft/schadstoffe/feinstaub.htm)
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schmutzung (Convention on Long-Range Transboundary Air Pollution 
– CLRTAP) verbietet den Vertragsstaaten grenzüberschreitende Luftver-
schmutzungen, die eine nachgewiesene erhebliche abträgliche Wirkung 
auf die Umweltbestandteile und/oder die Gesundheit des Menschen 
haben. Auch aus dem völkergewohnheitsrechtlichen Nachbarrecht lie-
ße sich die Unzulässigkeit dieser Maßnahme herleiten, soweit eine er-
hebliche abträgliche Wirkung auf Mensch und Umwelt nachgewiesen 
werden kann. Die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) in Auftrag gegebene Sondierungsstudie zum Climate Enginee-
ring des Kiel Earth Institutes kommt darüber hinaus zu dem Ergebnis, 
daß das Ausbringen von Aerosolen das Wiener Übereinkommen zum 
Schutz der Ozonschicht verletzen könnte, sofern von den ausgebrach-
ten Aerosolen erhebliche abträgliche Wirkungen für die in dem Wiener 
Übereinkommen genannten Rechtsgüter ausgehen.506

Das „Chemtrailing“ dürfte aber auch mit dem deutsches Recht kaum 
zu vereinbaren sein. Der Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages 
äußerte sich zum Ausbringen von Schwefel-Aerosolen immerhin wie 
folgt:

„Der Petitionsausschuß bestätigt, daß im deutschen Recht keine spe-
zifischen Vorschriften bestehen, die das Geo-Engineering im Luftraum 
ausdrücklich gestatten oder verbieten. Gleichwohl weist der Petitionsaus-
schuß darauf hin, daß das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
und die darauf basierenden Rechtsverordnungen vor Gefahren für die 
körperliche Unversehrtheit, die von der Einbringung von Schwefel-
verbindungen in die Atmosphäre ausgehen, den Menschen schützen. 
So legt § 2 der Verordnung über Immissionswerte für Schadstoffe in 
der Luft - 22. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissions-
schutzgesetzes (22. BImSchV) Grenzwerte für die Konzentration von 
Schwefeldioxid in der Luft fest, welche die Vermeidung von schädlichen 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt sicher 
stellen. Überdies wäre auch der einzelne potentielle Anwender von at-

506	 Rickels, W., Klepper, G. u. Dovern, J., (o. Anm.2), S. 102.



523

mosphärischem Geo-Engineering gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG 
verpflichtet, schädliche Umwelteinwirkungen zu verhindern, die nach 
dem Stand der Technik vermeidbar sind. Schädliche Umwelteinwirkun-
gen liegen bei Luftverunreinigungen, die auf die Atmosphäre einwir-
ken, dann vor, wenn diese nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen herbeizu-
führen. Dies ist angesichts der in der Wissenschaft diskutierten Neben-
wirkungen der Freisetzung von Schwefel in der Atmosphäre nicht auszu-
schließen. Der Petitionsausschuß gibt daher zu bedenken, daß nach dem 
Stand der Technik nicht abschließend beurteilt werden kann, inwieweit 
solche schädlichen Umwelteinwirkungen unvermeidbar sind. Die Vor-
schläge zum Geo-Engineering mittels Schwefel-Aerosolen befinden sich 
in einem frühen Stadium. Der Petitionsausschuß weist daher in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß der Anwender der Schwefel-Aerosol-
Methode diese nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG im Falle schädlicher 
Umwelteinwirkungen soweit beschränken müßte, daß von der Verunrei-
nigung der Atmosphäre keine Gefahr für die körperliche Unversehrtheit 
des Menschen ausgeht.“507

Aber nicht nur die in Art. 2 Abs. 2 GG geschützte körperliche Un-
versehrtheit des Menschen steht beim „Chemtrailing“ auf dem Spiel. 
Die Akteure der „Chemtrail-Industrie“ könnten sich unter Umständen 
auch wegen Luftverunreinigung nach § 325 Abs. 1 u. 2 StGB strafbar 
machen. Danach macht sich strafbar, wer beim Betrieb einer Anlage 
unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Schadstoffe freisetzt 
und dadurch Veränderungen der Luft verursacht, die geeignet sind, die 
Gesundheit von Menschen, Tieren, Pflanzen oder andere Sachen von 
bedeutendem Wert zu schädigen. Darüber hinaus werden durch die aus-
gebrachten Stoffe die Gewässer verunreinigt und deren Eigenschaften 
nachteilig verändert, so daß sich die Täter auch wegen Gewässerverun-
reinigung nach § 324 Abs. 1 StGB strafbar machen dürften. Da durch 
das Ausbringen der chemischen Stoffe im deutschen Luftraum auch der 
Boden in einer Weise verunreinigt wird, die geeignet ist, die Gesundheit 

507	 Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (BT-Drucksache 17/6478).
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von Menschen, Tieren, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem 
Wert zu schädigen, und dies in erheblichem Umfang vorgenommen 
wird, dürften sich diejenigen, die diese Maßnahmen für Deutschland 
planen und/oder ausführen, auch wegen Bodenverunreinigung nach § 
324 a Abs. 1 Nr. 1 u. Nr. 2 StGB strafbar machen. Des weiteren könnten 
sich die Verantwortlichen unter Umständen wegen schwerer Körperver-
letzung nach § 224 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 u. Nr. 5 StGB strafbar machen. 
Die versprühten Elemente Aluminium und Barium gehören zu den für 
den Menschen toxischen Metallen. Zu viel Barium kann zu Erbrechen, 
Durchfall, schweren Krämpfen und zu nachhaltigen Herzrhythmusstö-
rungen führen. Hohe Konzentrationen von Aluminium sind krebser-
regend, fördern Osteoporose und können Alzheimer verursachen. Die 
Hauptablagerungen nisten sich in der Leber und im Gehirn ein, was zu 
Orientierungslosigkeit und Demenz führen kann. Des weiteren lagert 
sich Aluminium in den Hoden ab, was Unfruchtbarkeit zur Folge haben 
kann. Auch werden die Atemorgane durch die versprühten Nanopartikel 
und Polymere geschädigt, was zu schweren, chronischen Atemwegser-
krankungen führen kann. All diese Symptome haben sich in den letzten 
Jahren zu sogenannten Volkskrankheiten entwickelt. Da beim Ausbrin-
gen großer Mengen von chemischen Stoffen über viele Jahre hinweg 
auch der Tod von bereits vorerkrankten oder alten Menschen bewußt 
und billigend in Kauf genommen wird, könnte es sich vorliegend sogar 
um vorsätzliche Tötungsdelikte nach § 212 StGB handeln. Wer das für 
völlig abwegig hält, sollte sich das Interview mit Joe Banister, einem ehe-
maligen Sonderermittler der Abteilung für Militärstrafverfolgung von 
der amerikanischen Bundessteuerbehörde (Internal Revenue Service, 
IRS) ansehen.508 Dieser bezeichnet Chemtrails als ein „laufendes Eu-
genik-Programm der US-Regierung“. In diesem Zusammenhang sollte 
auch die (vorgebliche) Aussage eines Wissenschaftlers und „Chemtrail-
Insiders“ mit dem Tarnnamen „Deep Shield“ nachdenklich stimmen:

„The accepted Estimated Casualties (from WHO) is 2 billion over 
the course of 6 decades. The majority will be either the elderly, or those 

508	 siehe http://www.extremnews.com/nachrichten/natur-und-umwelt/de7b13a4ce35fa6
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who are prone to respiratory problems. These numbers are based on the 
current estimates of the general health of the population, the average 
age and the occurrence of respiratory problems as a health issue. All are 
estimates since there are no solid numbers to work with.”509

Deutsche Übersetzung:
„Die Zahl der anerkannten, (durch die WHO) geschätzten Opfer 

beläuft sich in einem Zeitraum von 60 Jahren auf über 2 Milliarden. 
Bei den meisten handelt es sich entweder um ältere Menschen oder um 
Personen, die zu Atemwegserkrankungen neigen. Diese Zahlen basieren 
auf aktuellen Einschätzungen des allgemeinen Gesundheitszustandes der 
Bevölkerung, dem Durchschnittsalter und dem Auftreten von Atem-
wegsbeschwerden, die die Gesundheit beeinträchtigen. All dies sind 
Schätzungen, denn es gibt keine gesicherten Zahlen, die man zugrunde 
legen könnte.“

Obwohl diese von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) an-
geblich geschätzte Zahl von „Chemtrail-Opfern“ in Zeitschriften und 
auf unzähligen Internetseiten weltweit veröffentlicht worden ist, ist die 
WHO dieser Behauptung meines Wissens nach bis heute nicht öffent-
lich entgegengetreten. Dies ist doch bezeichnend!

Die Akteure der „Chemtrail-Industrie“ wissen daher wohl nur zu ge-
nau, daß das Versprühen von metallischen Feinstäuben und anderen che-
mischen Stoffen, sei es auch „nur“ Schwefel, in rechtlicher Hinsicht un-
zulässig ist. Und sie werden wissen, daß das Versprühen von chemischen 
Wolken, würden sie es offen legen, bei der jeweils betroffenen Bevölke-
rung nicht gerade gut ankommen würde. Sie wissen vermutlich auch, daß 
sie mit ihren Taten die Gesundheit der Menschen und sämtliche Umwelt-
bestandteile wie Luft und Atmosphäre, Wasser, Boden, Landschaft und 
natürliche Lebensräume einschließlich Feuchtgebiete, Küsten- und Mee-
resgebiete, die Artenvielfalt und ihre Bestandteile sowie die Wechselwir-
kungen zwischen diesen Bestandteilen stark beeinträchtigen. 

509	 siehe http://www.holmestead.ca/chemtrails/shieldproject.html
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Ich frage mich daher: Ist dieses Geheimprojekt für das Überleben 
der Menschheit wirklich von so essenzieller Bedeutung, daß damit die 
Vergiftung von Mensch und Umwelt in Kauf genommen werden muß? 
Was kann denn so gefährlich sein, daß sich Menschheit und Umwelt 
in einem Feldversuch mit schier unfaßbaren Ausmaßen wiederfinden 
müssen? Sind es die immer wieder von der NASA angekündigten Son-
nenstürme, die dieses „Schutzschild“ erforderlich machen? Oder werden 
die Chemtrails entgegen der ENMOD-Konvention überwiegend als mi-
litärische Waffe eingesetzt, damit sich die derzeitige Machtelite in den 
gegenwärtigen und noch kommenden Krisenzeiten mit allen Mitteln an 
der Macht halten kann? 

Es taucht aber auch noch eine andere wesentliche Frage auf. Einem 
mir vorliegenden Schreiben des Deutschen Zentrums für Luft- und 
Raumfahrt e. V. vom 23. 7. 2004 ist zu entnehmen, daß Kondensstrei-
fen das Klima erwärmen, und es infolgedessen kontraproduktiv wäre, 
mit Hilfe zusätzlicher Zirren oder zirrenähnlicher Wolken der Klimaer-
wärmung infolge der anthropogenen Emission von Treibhausgasen ent-
gegenwirken zu wollen. Erhöht das Versprühen von chemischen Wolken 
somit etwa die Temperatur auf der Erde? SRM-Maßnahmen werden 
doch diskutiert, um die Temperatur auf der Erde zu verringern. Fragen 
über Fragen, die uns – wenn überhaupt – nur die Verantwortlichen be-
antworten können.

All diese tatsächlichen und rechtlichen Unwägbarkeiten dürften 
schließlich der Grund dafür sein, daß das „Chemtrailing“ unter streng-
ster Geheimhaltung steht und in allen betroffenen Staaten zum Staatsge-
heimnis erklärt worden ist. Hinzu kommt, daß die Verantwortlichen für 
die Auswirkungen dieser Maßnahme keine Haftung übernehmen wol-
len. Die durch das „Chemtrailing“ entstehenden Risiken und Schäden 
sollen stattdessen sozialisiert, also durch Steuern oder Sozialabgaben der 
Allgemeinheit auferlegt werden. 

Der Gesamtumfang der beispiellosen Gefahren dieser Technologie 
sollte es daher jedermann mehr als deutlich machen, daß diese voller 
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Risiken, unverantwortlich und absolut unmoralisch ist - und gegen gel-
tendes Recht verstößt.

Meinen Beitrag zu diesem Buch möchte ich mit einem Zitat von Al-
bert Einstein abschließen:

„Sollen sich auch alle schämen, die gedankenlos sich der Wunder der 
Wissenschaft und Technik bedienen, und nicht mehr davon geistig er-
faßt haben als die Kuh von der Botanik der Pflanzen, die sie mit Wohl-
behagen frißt.“510

Wobei ich persönlich inzwischen denke, daß so manche Kuh von der 
Botanik mehr versteht als die meisten „Klima-Ingenieure“ von den Zu-
sammenhängen in der Natur.

Dominik Storr
Rechtsanwalt

510	 Albert Einstein, Eröffnungsansprache zur 7. Großen Deutschen Funkausstellung und Pho-
noschau, Haus der Rundfunkindustrie, 22. August 1930, Berlin.


